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Der II« Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 25* März 1974 durch 
den Vorsitzenden Richter Stimpel und die Richter 
Liesecke, Dr. Schulze» Dr« Tidov und Bundschuh

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das U rte il des 
6« Z ivilsenats des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 
18« Januar 1973 wird auf Kosten der 
Beklagten zurückgewiesen«

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Am 23* Oktober 1969 übernahm die Klägerin mit 
ihrem MS "T^p^" in  Bangkok zwei fü r die Beklagte 
a ls  konnossementsmäBige Empfängerin nach Bremen und 
Hamburg bestimmte Partien lo ser Tapioka-Chips 
nas< declared b y th e  shipper ••• in  apparent good 
order and conditionsw im Konnossementsgewicht von 
103*000 kg und 991*800 kg« Nach diesem Gewicht wurde 
die Fracht berechnet« Die für Hamburg bestimmte Partie 
war im unteren Raum der Luke I I I  auf eine gleichartige» 
für einen anderen Empfänger bestimmte Partie geschüttet 
worden» von der s ie  durch Matten und Stauhölzer ge­
trenn t war« Die für die Beklagte beförderten Tapioka- 
Chips kamen erh itz t»  v e rfä rb t und verklumpt an« Sie
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konnten deshalb n ic h t, wie vorgesehen und üblich, 
mit Saughebern gelöscht werden, wobei s ie  automatisch 
verwogen worden wären« Die Klägerin schlug deshalb 
vor, nachdem die fü r Bremen bestimmte P artie  dort 
gelöscht und das Schiff am 5* Januar 1970 in  Hamburg 
angekommen war, die Chips mit Hilfe von Schwimm­
greifern  am Liegeplatz des Schiffes in  geeichte Schuten 
zu entladen« Auf Verlangen der Beklagten wurden s t a t t -  
dessen -  nur an land befindliche -  G reifer mit einer 
Wiegevorrichtung verwendet, die e rs t nach 1 1/2 Tagen 
zur Verfügung standen und zu deren Standort das Schiff 
verholt werden mußte. Das Schiff konnte daher, s t a t t  
am 11«, e rs t am 16. Januar 1970 eingedockt werden«

Die Klägerin hat vorgetragen, das Entlöschen mit 
Schwimmgreifern in  geeichte Schuten wäre sachgerecht 
gewesen« Die Beklagte müsse daher mindestens den Unter­
schied zwischen den danach und den ta tsäch lich  en t­
standenen Kosten ersetzen« Ihr stehe deshalb ein mit 
7.743,10 DM täglich  zu bemessendes Liegegeld für fünf 
Tage zu« Die Kosten fü r das Verholen, Befestigen und 
Bewachen des Schiffes sowie die Gewichtskontrolle hätten 
zusätzlich 7.438,40 DM betragen« Ihr seien danach 
mindestens 46«163,90 DM zu ersetzen« Die Klägerin hat 
- einschließ lich  n ich t mehr im S tre it  befind licher Be­
träge - beantragt, die Beklagte zu v e ru rte ilen , an sie 
116.647,54 DM nebst Zinsen zu zahlen«

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt, w eil die 
Klägerin aufgrund der vereinbarten "Liner terms” fre i 
von Löschkosten habe lie fe rn  müssen« Sie hat widerklagend
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beantragt, die Klägerin zu v e ru rte ilen , an sie  
43*226,71 DM nebst Zinsen zu zahlen und dazu vor­
getragen, die Klägerin habe den teilw eisen Verderb 
beider Partien verursacht, weil s ie  s ie  schlecht 
gestaut, unzureichend g e lü fte t und überwacht habe«
Falls die Schäden jedoch darauf beruhen so llte n , 
daß die Chips mit einem zu hohen Feuchtigkeitsgehalt 
abgeladen worden seien , hätte  die Klägerin dieses 
durch die in  Bangkok übliche Untersuchung in  einem 
der dort zahlreich vorhandenen Laboratorien f e s t­
s te llen  lassen und auf den Konnossementen vermerken 
müssen* Dann hä tte  s ie , die Beklagte, eine Herab­
setzung des Kaufpreises erreichen können* Der Minder­
wert betrage für die in  Bremen entladene Partie 
8.898,09 DM, für die in  Hamburg gelöschte 32.827,62 DM. 
Die Expertisenkosten machten 1.301 DM aus*

Das Landgericht hat den je tz t  noch im S tre it  be­
findlichen T eil der Klage und die Widerklage abge­
wiesen. Das Berufungsgericht hat der Klage in  Höhe 
von 46.163,90 TM nebst Zinsen stattgegeben und sie  
im übrigen, wie auch die Widerklage, abgewiesen. Mit 
der Revision, deren Zurückweisung die Klägerin bean­
t r a g t ,  verfo lg t die Beklagte den Antrag auf Klagabfe- 
weisung und ihre Widerklage weiter.
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Entscheidungsgründe:

Die Revision i s t  nach den von beiden Parteien 
für anwendbar gehaltenen deutschen Recht unbegründet*

I .  Das Berufungsgericht hat der Klägerin ln  Ergebnis 
zutreffend die von ih r geforderten Liegegelder und 
Löschmehrkosten zugesprochen .

1. Allerdings scheidet der von ihn angewandte 
§ 604 Abs. 3 HGB als Anspruchsgrundlage aus» der den 
Verfrachter Ersatzansprüche bei einer Säunnis des 
Empfängers gewährt, w eil die Beklagte, wie die Revision 
n i t  Recht aus führt, nicht durch eine Säunnis zu den 
erhöhten Ausladungskosten beigetragen ha t.

Von einer Säumnis kann nur gesprochen werden, wenn 
der Empfänger die Dauer der Ausladung dadurch behindert 
h a t, daß er bei ih r n ich t oder n ich t ausreichend, so­
weit von seiner Seite erfo rderlich , nitgew irkt hat, 
z. B. durch nicht rech tze itig e  Vorlegung der Konnosse­
mente oder durch Stellung ungeeigneten Personals oder 
M aterials bei der Entgegennahme der Güter. Darum geht 
es n ich t, wenn die Ladung nicht wie ursprünglich vorge­
sehen aus geladen werden kann und der Empfänger nunmehr, 
wie es h ie r der F all gewesen i s t ,  gegenüber den Vor­
schlag des Verfrachters eine z e itlic h  und geldlich auf­
wendigere Art des Entlöschens anregt. Auch wenn dies 
zu Unrecht geschieht, hat er die Löschzeit n icht durch 
eine Säumnis verzögert.
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2. Die Beklagte muß die der Klägerin durch die 
von ih r gewünschte Art der Ausladung entstandenen 
Mehrkosten vielmehr im Rahmen des zwischen ihnen 
durch die Annahme der Güter nach § 614 HGB entstandenen 
Schuld Verhältnisses ersetzen , weil die Klägerin da­
nach nicht v e rp flich te t war, di# Ware beim Entlöschen 
verwiegen zu lassen*

a) Nach Art* VI § 2 der Konnossementsbedingungen 
umfaßte die Fracht nicht die Kosten einer Verwiegung*
Aus den w eiter vereinbarten "Liner terms", alsodden 
Bedingungen für die im Linien verkehr eingesetzten 
Schiffe, fo lg t n ich ts anderes* Auch nach dem Gesetz 
hatte  die Klägerin solche Kosten nicht zu tragen*

Nach § 593 HGB tre ffen  die Kosten der Ausladung 
der Güter aus dem Schiff den V erfrachter, a lle  übrigen 
Kosten der Löschung den Ladungsempfänger* Zu den Kosten 
der Ausladung können a lle rd ings auch Wiegekosten zählen* 
Das i s t  der F a ll, wenn der Verfrachter die Güter zuge­
wogen erhalten hat und daher so wieder abzuliefem  hat* 
Ebenso hat e r bei einer Gemenge-Verladung (g leichartige 
Güter für verschiedene Empfänger ohne Trennung) die 
einzelnen Mengen auf seine Kosten auszusondem und dazu 
ih r Gewicht festzustellen*  Hier ha tte  die Beklagte n ich t, 
wie die Revision anninmt, einen Anspruch auf Auslieferung 
eines bestimmten Gewichts, etwa des im Konnossement an­
gegebenen, sondern einen Anspruch auf vollständige Aus­
lieferung der nach dem Konnossement übernommenen Partie  
( lo t ) ,  von der der Ablader e rk lä r t ha tte  (as declared by 
shipper), daß sie ein bestimmtes Gewicht habe. Damit



-  7 -

wurde die Vermutung begründet (§§ 636 Abs* 2, 643 
Nr* 8 HGB), daß sie dieses Gewicht auch ta tsäch lich  
gehabt habe. Der Verfrachter muß aber nur für die 
Ablieferung der ta tsäch lich  übernommenen Menge e in ­
stehen* Die Klägerin benätigte daher nicht das Gewicht 
der aus g e lieferten  Ladung, um nachzuweisen, daß sie  
die eingenommene Menge ab g e lie fe rt habe* Die Klägerin 
mußte das Gewicht der Tapioka-Chips auch nicht fe s t­
s te llen  lassen , um ihre Fracht berechnen zu können, 
denn diese war lau t dem Konnossement nach dem vom Ab­
lader angegebenen Gewicht bestimmt (vgl* § 637 HGB).

Da es sich bei den Kosten einer Verwiegung, die 
nicht zur Löschung, sondern nur in  Verbindung mit ih r 
vorgenommen wird, n icht um "übrige Kosten der Löschung” 
handelt, die nach § 393 HGB vom Empfänger zu tragen 
sind, erg ib t sich aus d ieser V orschrift auch n ich t, daß 
die Beklagte die Kosten der Verwiegung zu tragen hat*
Die Beklagte hä tte  a llerd ings, um den Beweis einer 
Minderauslieferung gegenüber dem eingenommenen Gewicht 
dartun zu können, eine Gewichtsfeststellung nach 
§610 HGB beantragen können* Die dadurch entstehenden 
Aufwendungen (vgl* § 613 HGB) hätten aber n ich t zu den 
h ier a lle in  interessierenden Kosten der Ausladung gehört.

b) Es kann ferner n ich t davon aus ge gangen werden, 
daß die sich aus dem Konnossement und § 393 HGB er­
gebende Kostenregelung stillschweigend abbedungen wor­
den i s t ,  w eil die Tapioka-Chips bei der ursprünglich 
vorgesehenen Entladung durch Saugheber automatisch
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▼erwogen und die dadurch entstehenden Kosten "unstre itig  
der Klägerin zur Last gefallen  wären" (BU S« 14). Diese 
Annahme des Berufungsgerichts beruht auf e iner falschen 
Auslegung des Begriffes "automatische Verwiegung"« Sr 
bedeutet nur, daß die vom Blevator ausgeladenen Waren 
unabhängig von einem dahingehenden Auftrag der B ete ilig ­
ten , insbesondere des Verfrachters, gewogen werden. Eine 
im In teresse des Saugheberbetriebs, insbesondere zur 
Berechnung seines E n tgelts , durch geführte Verwiegung 
i s t  nur ein Nebenprodukt bei dem Einsatz von Saughebern« 
Aus ih r kann deshalb nicht gefolgert werden, daß der 
Verfrachter eine ihm sonst n ich t obliegende Verwiegung 
der Ware auf seine Kosten veranlaßt hat«

c) Die Klägerin mußte die Tapioka-Chips auch nicht 
verwiegen lassen , a ls  sich heraus s te l l te ,  daß s ie  wegen 
ih res beschädigten Zustandes s t a t t  mit Saughebern nur 
mit Greifern aus geladen werden konnten« BiffäeTSnritguag 
der Revision fin d e t keine Stütz* in  dem Vortrag der 
Parteien« Insbesondere fo lg t aus ihm n ich t, daß die 
Klägerin die Ware nunmehr h ä tte  verwiegen lassen müssen, 
um der Beklagten d ie ih r  zukonmende Partie  ausllefem  
zu können, w eil voraus Zusehen gewesen s e i ,  daß die 
G reifer, anders a ls  die Saugheber, die Trennschicht 
zwischen den beiden in  Luke I I I  lagernden Partien zer­
stören und diese dadurch vermengen würden«

d) Unter diesen Umständen kommt es n ich t darauf 
an, ob die von der Klägerin vorgeschlagene Ausladung 
in geeichte Schuten ausgereicht h ä tte , um das Gewicht 
genügend genau fe s tzu s te llen , wie das Berufungsgericht



-  9 -

gemeint hat» die Revision aber leugnet. Maßgebend 
i s t  vielmehr» daß die Klägerin a ls  Verfrachter auf­
grund des durch die Annahme der Güter nach § 614 HGB 
zustande gekommenen Schuld Verhältnisses gegenüber 
der Beklagten a ls  der Empfängerin nicht v e rp flich te t 
war» die Tapioka-Chips beim Ausladen verwiegen zu 
lassen. Veranlaßt der Empfänger aber eine für den 
Verfrachter n icht erforderliche Verwiegung der Vare» 
um - wie der Mitinhaber der Beklagten angegeben 
hat -  ein etwaiges Manko gegenüber dem im Konnossement 
angegebenen und a ls  r ic h tig  zu vermutenden Gewicht 
(§§ 636» 646 Nr. 7 HGB) dem Ablader genügend sicher 
beweisen zu können» so fa lle n  ihm die hierdurch en t­
standenen besonderen Auslagen zur Last (§§ 133» 137 BGB).

Die KbV&sion w i s t  vergeblich darauf hln7 daß 
die Klägerin der Verwendung von Greifern mit Wie ge Vor­
richtungen widerspruchslos zugestimmt und insbesondere 
nicht auf die dadurch entstehenden erheblichen Mehr­
kosten hingewiesen habe. Wenn die Klägerin dem Ver­
langen der Beklagten (so der Tatbestand des Berufungs­
u r te i ls  ) oder (so die Revision) ihrem Wunsche folgte» 
mußte das Berufungsgericht daraus nicht entnehmen» daß 
sie entgegen der geschilderten Rechtslage und insbe­
sondere den Konnossementsbedingungen auf die Erstattung 
der dadurch entstehenden Mehrkosten verzichten wollte» 
zumal sie u n s tre itig  einer a ls  Zmporteurin von Taploka- 
Chips sachkundigen Partei gegenüb er stand» von der ange­
nommen werden konnte» daß s ie  die durch die von ih r  ge­
wünschte Art der Entladung eintretenden Mehrkosten über­
sehen werde.



3* Entgegen der Meinung der Revision i s t  aus 
Rechtsgründen auch n ich ts dagegen einzuwenden, daS 
die Beklagte neben den durch das Vexfcolen, B efesti­
gen und Bewachen des Schiffes sowie die Gewichts­
kontrolle "entstandenen Mehrkosten auch ein  der Höhe 
nach nicht s tre i t ig e s  Liegegeld" fordert« Die Klä­
gerin zieht diesen B egriff nur heranf um auf diese 
Weise die ih r  durch das zusätzliche Liegen ih res 
Schiffes während fünf Tage entstandenen Aufwendungen 
zu berechnen, die nach Art« VI § 2 Abs« 2 Satz 2 des 
Konnossements vom Empfänger zu e rs ta tte n  sind (vgl«
§ 614 Abs« 1 HGB). Es kommt deshalb n ich t darauf an , 
ob s ie  angesichts der vereinbarten "Liner terms" sonst 
ein Liegegeld nach den §§ 367 f f  HGB h ä tte  beanspruchen 
können«

II« Das Berufungsgericht hat d ie Widerklage abgewiesen 
weil die Schäden an den Tapioka-Chips auf zu hohe Eigen 
feuchtigkeit bei der Abladung (§ 608 Abs« 1 Nr« 7 HGB) 
und nicht auf mangelhafte Ladung s für sor ge zurück Zu­

fuhren seien . Die Revision rüg t, das Berufungsgericht 
habe irrtüm lich nicht berücksich tig t, daß die Partie 
der Beklagten im oberen Teil der Ladeluke I I I  gelegen 
habe« Der Sachverständige sei dem Irrtum erlegen, daß 
sie in  den unteren Laderaum geschüttet worden s e i .  Die 
Rüge i s t  n ich t begründet«

Nach dem u n s tre itig en , vom Landgericht und vom 
Berufungsgericht zutreffend zugrunde gelegten Sachver­
h a lt war die Partie  der Beklagten im unteren Laderaum 
der Luke I I I  unter dem Zwischendeck': ("the lower hold": 
vgl« Survey Report Pörksen S. 2) zu oberst (top space)



11

Uber der anderen Partie gestaut worden« Die Erwägungen 
des Landgerichts, die das Berufungsgericht in  Bezug 
nimmt, mit denen Schäden durch Schweißwasser in  t a t ­
sächlicher Würdigung verneint werden, sind daher 
n ich t aktenwidrig und nicht denkfehlerhaft, wie die 
Revision meint«

Ohne Rechtsfehler hat das Berufungsgericht auch 
den mit der Widerklage hilfsw eise erhobenen Anspruch 
der Beklagten wegen einer schuldhaft unrichtigen 
Konnossement saus Stellung (vgl« BGHZ 33, 364) für un­
begründet gehalten. Es kann u n te r s te l l t  werden, daß 
im Hafen Bangkok die Verfrachter von Futterm itteln  
v e rsch iffte  Tapioka-Chips auf den Feuchtigkeitsgehalt 
in  einem Labor untersuchen lassen« Die Klägerin hat 
im Konnossement gemäß § 643 Nr« 8 HGB zu bescheinigen 
gehabt und bescheinigt, daß sie  d ie  Ware "in apparent 
good order and conditions” übernommen habe« Nit Recht 
ha t das Berufungsgericht angenommen, daß sich diese 
Klausel nach ihrem Wortlaut, Sinn und Zweck nur auf 
den für einen sorgfältigen  Kapitän ohne kaufmännische 
Sach- und Warenkenntnis erkennbaren Zustand der Güter 
b ezieh t, in  dem diese an Bord gekommen sind (BGH, Urt« 
v. 28. 5. 62 -  I I  ZR 191/60, VersR 1962, 660, 661 * 
Hansa 1962, 2122).

Die Beklagte hat n icht dargetan, daß ein sorg­
fä lt ig e r  Kapitän -  entgegen der Ansicht des Sachver­
ständigen -  eine schädliche Nässe (Dampfbildung, . 
Klumpen) der Tapioka-Chips hätte  bemerken müssen«
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Es bestand also kein Anlaß für die Klägerin, durch 
Mängel vermerke ( "Abschreibungen") die Angaben des 
Konnossements einzuschränken, um eine Haftung wegen 
unrichtiger Ausstellung des Konnossements zu ver­
meiden*

Venn Verfrachter vorsorglich den Feuchtigkeits­
gehalt von Tapioka-Chips vor der Abreise in  Laborato­
rien untersuchen lassen , geschieht d ies nicht aufgrund 
ih rer Verpflichtung zur sorgfältigen  Ausstellung des 
Konnossements, dessen Inhalt durch das Gesetz bestimmt 
wird und auch nicht durch einen h ie r fü r Bangkok be­
haupteten Handelsbrauch erw eite rt werden kann, sondern 
in  ihrem In teresse, etwaige Ansprüche aus mangelhafter 
Ladungsfürsorge abzuwehren* Die Beklagte hä tte  ih re r­
se its , wenn sie  eine Abladung genügend trockener Ware 
sicher s te llen  und die bei Tap ioka-Chips häufigen 
Feuchtigkeitsschäden vermeiden w ollte (Gutachten des 
Sachverständigen Bl. 107 R), ein Q u a litä tsze rtif ik a t 
des Verkäufers mit Angabe einer Feuchtigkeit unter der



von ih r  a ls  k r itisc h  bezeichne ton Grenze von 11 1/2 % 
fUr die Abladung verlangen können*

Vorsitzender Richter Lie sacke Dr. Schulze
Stimpel i s t  durch 
D ienstreise verhindert 
zu unterschreiben*

Liesecke
Dr. Tidow Bundschuh
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